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17. JAHRGANG MAI 1938 HEFT 9

Die staatspolitische Bedeutung der
Abstimmung vom 3. Juli 1938

Von Johannes Huber, St. Gallen.

Mit der überwältigenden Mehrheit von 266 610 Ja gegen 101 780
Nein und mit 15 ganzen und drei halben annehmenden Standesstimmen
gegen nur vier ganze und drei halbe verwerfende Standesstimmen
haben das Schweizervolk und die Kantone am 13. November 1898 durch
Aufnahme eines Artikels 64bis in die Bundesverfassung dem Bund das
Recht zur Gesetzgebung auch auf dem Gebiete des Strafrechtes
gegeben. Die verwerfenden Stände waren: Uri, Schwyz, Freiburg, Wallis
und die Halbkantone Obwalden, Nidwaiden und Appenzell L-Rh,
Während der ganzen, zwanzig Jahre dauernden Vorbereitungszeit nach
Annahme dieses Artikels ist kein ernsthafter Widerstand gegen die
Vereinheitlichung des Strafrechtes sichtbar geworden. Ebensowenig
in den parlamentarischen Kommissionen, welche den Entwurf des
Bundesrates vom 23. Juli 1918 für die Behandlung in National- und
Ständerat vorberaten haben. Das gleiche Bild ergaben die Abstimmungen

über die Eintretensfrage. Im Nationalrat wurde sie am7, März
1928 mit 129 Stimmen bejaht gegen nur 9 Nein; im Ständerat sprachen
sich am 24, März 1931 32 Mitglieder für Eintreten aus, keine einzige
Stimme wurde in ablehnendem Sinne abgegeben. Die lang dauernden
parlamentarischen Beratungen zeigten bei bestimmten Artikeln
lebhafte und zähe Kämpfe. Aber schließlich kam es auch auf den
umstrittensten Gebieten zu vernünftigen Verständigungen. An der
Schlußabstimmung stimmten am 21. Dezember 1937 138 Nationalräte mit Ja
und nur 36 mit Nein; und im Ständerat am gleichen Tage 29
Mitglieder mit Ja und nur 11 Mitglieder mit Nein.

Trotz dieser konsequenten Bejahung der Strafrechtseinheit durch
das Volk, durch die wissenschaftlichen Bearbeiter der Vorlage, durch
den Bundesrat und durch die Vertreter des Volkes und der Kantone
kam es bekanntlich zur Einleitung einer Referendumsbewegung, so daß
am 3. Juli 1938 das Volk über die Vorlage den letzten Entscheid zu
fällen haben wird. Die Tatsache des Referendums ließe vermuten,
daß aus der jahrzehntelangen Vorbereitung schließlich eine Gesetzesvorlage

sich ergeben habe, die in wesentlichen und entscheidenden
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